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AKTION & KRITIK

CBG bei den TTIP-Protesten
Über 300.000 Menschen haben am 17. September 2016 an den 
Demonstrationen gegen die Handelsabkommen TTIP und CETA 
teilgenommen. Die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN 
(CBG) ging in Köln auf die Straße, um gegen die von der EU 
geplanten Vereinbarungen mit Kanada und den USA zu protes-
tieren, denn diese halten diverse Schmankerl für BAYER & Co. 
bereit. Allein den TTIP-Effekt, der vor allem durch niedrigere Zölle 
und vereinheitlichte Regulierungsverfahren entsteht, beziffert 
der Leverkusener Multi auf einen dreistelligen Millionen-Betrag 
im Jahr. Auch von laxeren Standards für Pestizide, Gen-Pflanzen 
und hormonell wirksame Stoffe wie Bisphenol A sowie von priva-
ten Schiedsgerichten zum Investitionsschutz hofft der Konzern zu 
profitieren. „Für Deutschland ist es ein Muss, hier dabei zu sein“, 
sagt BAYERs Aufsichtsratschef Werner Wenning deshalb. Für die 
CBG war es da natürlich ein Muss, bei den Protesten dabei zu 
sein.

Proteste gegen BAYERs MONSANTO-Coup
Mit vielen Aktionen hatte die COORDINATION GEGEN BAYER-
GEFAHREN (CBG) versucht, BAYERs MONSANTO-Übernahme 
zu verhindern. Noch am 8. September 2016, knapp eine Woche, 
bevor der bundesdeutsche Agro-Multi Vollzug meldete, zog die 
CBG gemeinsam mit der UMWELTGEWERKSCHAFT und anderen 
Gruppen vor das Tor 1 des Leverkusener Werks, um vor den Aus-
wirkungen des Deals auf die Beschäftigten, die VerbraucherIn-
nen, die LandwirtInnen und die Menschen in den Armutsregionen 
zu warnen. 

Offener Brief wg. BAYTRIL & Co.
Anfang August 2016 vermeldete das „Bundesamt für Verbrau-
cherschutz und Lebensmittel-Sicherheit“ (BVL) einen Anstieg des 
Gebrauchs von Antibiotika aus den Klassen der Cephalosporine 
und der Fluorchinolone, zu denen BAYERs BAYTRIL zählt. Die 
COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) nahm das zum 
Anlass, einen Offenen Brief an den Bundeslandwirtschaftsmi-
nister Christian Schmidt (CSU) zu initiieren. Sie sah Gefahr im 
Verzuge, weil Fluorchinolone und Cephalosporine in der Human-
medizin zu den Reserve-Antibiotika zählen, die nur zum Einsatz 
kommen, wenn andere Mittel bereits versagt haben. Und durch 
den massenhaften Einsatz von BAYTRIL & Co. in den Ställen dro-
hen auch diese Substanz-Gruppen mehr und mehr zu versagen. 
Durch die Dauerdröhnung gewöhnen sich die Krankheitserreger 
nämlich zunehmend an die Präparate. Gelangen die Keime dann 
in den menschlichen Organismus, ist kein Kraut mehr gegen sie 
gewachsen. Darum forderte die CBG gemeinsam mit den ÄRZTEN 
GEGEN MASSENTIERHALTUNG, GERMAN WATCH, HEJSUP-
PORT, dem PESTIZID AKTIONS-NETZWERK und den TIERÄRZTEN 
FÜR VERANTWORTBARE LANDWIRTSCHAFT, die Verwendung 
von Reserve-Antibiotika in der Massentierhaltung zu verbieten. 
Zudem zweifelten die Initiativen die Aussage des „Bundesamts 
für Verbraucherschutz und Lebensmittel-Sicherheit“ (BVL) an, 
dass die Antibiotika-Gaben abgesehen von den Cephalosporinen 
und den Fluorchinolonen zurückgingen. Dabei stützt sich die Be-
hörde nämlich nur auf einen Rückgang der verwendeten Mengen. 

Und diese Zahlen sagen für sich genommen herzlich wenig aus, 
denn bei den neueren Präparaten ist weniger mehr. Während 
eine Tonne des Alt-Antibiotikums Tetracyclin gerade einmal für 
39.000 Mastschweine langt, können die LandwirtInnen mit einer 
Tonne von BAYERs BAYTRIL 2,2 Millionen Tiere versorgen. (Kurz 
vor dem Ticker-Redaktionsschluss korrigierte das BVL seine An-
gaben. Demnach nahm der Gebrauch von Fluorchinolonen nicht 
zu, sondern leicht von 12,3 auf 10,6 Tonnen ab. Bei den Cephalo-
sporinen der 3. Und 4. Generation gingen die Verordnungen um 
100 Kilogramm auf 3,6 Tonnen zurück. Ein Grund zur Entwarnung 
ist das jedoch nicht, Anm. Ticker.)

Offener Brief zu Pseudo-Hormonen
Chemische Stoffe haben viele gesundheitsgefährdende Eigen-
schaften. Eine der unheimlichsten: Manche Substanzen wirken 
ähnlich wie Hormone und können damit den menschlichen Or-
ganismus gehörig durcheinanderwirbeln (siehe auch SWB 4/16). 
Pestizide des Leverkusener Multis wie RUNNER, PROVOST OPTI, 
FOLICUR und NATIVO oder Industrie-Chemikalien made by BAYER 
wie Bisphenol A sind deshalb imstande, Krebs, Diabetes, Fettlei-
bigkeit, Unfruchtbarkeit und andere Gesundheitsstörungen aus-
zulösen. Hormonell wirksame Ackergifte wollte die EU eigentlich 
schon 2009 im Rahmen einer Neuordnung der Zulassungsgesetze 
verbieten. Dazu kam es allerdings nicht. Nach Ansicht Brüssels 
galt es zunächst, genaue Kriterien zur Definition der Pseudo-
Hormone – sogenannter „endokriner Disruptoren“ (EDCs) – zu 
entwickeln. Mit drei Jahren Verspätung legte die Europäische 
Kommission den entsprechenden Entwurf im Sommer 2016 vor. 
Die Bestimmungen kehren jedoch die Beweislast um und for-
dern eindeutige Belege für die gesundheitsschädliche Wirkung 
der EDCs; ein plausibler Verdacht reicht Juncker & Co. nicht aus. 
Da dies nicht dem Vorsorge-Prinzip entspricht, hat das PESTIZID 
AKTIONS-NETZWERK einen Offenen Brief an die bundesdeut-
schen RepräsentantInnen der EU-Fachausschüsse initiiert, der 
auf Veränderungen dringt. Die COORDINATION GEGEN BAYER-
GEFAHREN hat das Schreiben mitunterzeichnet.

Tote Bienen vor BAYER-Gebäude
Pestizide aus der Gruppe der Neonicotinoide wie BAYERs Saatgut-
behandlungsmittel GAUCHO (Wirkstoff: Imidacloprid) und PON-
CHO (Clothianidin) gelten als besonders bienengefährlich. Die EU 
hat diese Stoffe deshalb ebenso wie andere Ackergifte dieser 
Substanz-Klasse bereits mit einem vorläufigen Verkaufsbann be-
legt. Aber auch anderswo werden entsprechende Forderungen 
laut. So zog im Juni 2016 ein Protestzug von BienenzüchterInnen, 
LandwirtInnen und UmweltaktivistInnen unter der Losung „Haltet 
die Bienenstöcke am Leben“ quer durch die USA. Vier Millionen 
Unterschriften zum Stopp von GAUCHO & Co. hatte er im Gepäck. 
Am 20. Juni machte der Treck Halt vor der Niederlassung des 
Leverkusener Multis in Durham und lud dort 2,6 Millionen tote 
Bienen ab. Die TeilnehmerInnen der Karawane verglichen die Fol-
gen der Neonicotinoide mit denen von DDT. Weil Bienen wichtige 
Dienste als Bestäuber von Getreide-Pflanzen und anderen Acker-
früchten leisten, warnten die ProtestlerInnen zudem vor den Aus-
wirkungen des Bienensterbens auf die Lebensmittel-Versorgung. 
Diese Risiken und Nebenwirkungen ignorieren BAYER & Co. Und 
zwar komplett: Sie gehen nur ihren Profit-Interessen nach. „Wenn 
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wir der Agrochemie-Industrie eine Fortsetzung dieser kurzsichti-
gen Praxis erlauben, werden die Kosten für Lebensmittel wegen 
der Verknappung des Angebots steigen“, prophezeite deshalb 
Scott Nash von der Bioladen-Kette MOM’S ORGANIC MARKET.

Das CIPROBAY-Desaster
BAYERs Antibiotikum CIPROBAY mit dem Wirkstoff Moxiflo-
xacin, der zur Gruppe der Fluorchinolone gehört, hat zahlreiche 
Nebenwirkungen. So registrierte die US-Gesundheitsbehörde 
FDA zwischen 1998 und 2013 etwa 3.000 Todesfälle, die im Zu-
sammenhang mit fluorchinolon-haltigen Medikamenten stehen. 
Insgesamt erhielt die FDA rund 50.000 Meldungen über uner-
wünschte Arznei-Effekte. Am häufigsten treten Gesundheitsschä-
den im Bereich der Sehnen, Knorpel, Muskeln und Knochen auf. 
Die Pharmazeutika stören nämlich das Zusammenspiel zwischen 
Nerven und Muskeln, indem sie die Weiterleitung des Neuro-
transmitters Acetylcholine behindern. Auch Störungen des Zen-
tralen Nervensystems, die sich in Psychosen, Angst-Attacken, 
Verwirrtheitszuständen, Schlaflosigkeit oder anderen Krankheits-
bildern manifestieren, beobachten die MedizinerInnen. Darüber 
hinaus sind CIPROBAY & Co. für Herzinfarkte, Unterzuckerungen, 
Hepatitis, Autoimmun-Krankheiten, Leber- oder Nierenversagen 
und Erbgut-Schädigungen verantwortlich. Der US-amerikanische 
Mediziner Dr. Jay Cohen hat dazu jetzt ein Buch geschrieben. 
„Wie wir die CIPRO- und LEVAQUIN-Katastrophe stoppen können 
– das größte medizinische Desaster der US-Geschichte“ lautet 
der Titel vielsagend.

BAYERs Lernpläne durchkreuzen!
Der Leverkusener Multi tut viel, um zukünftige Generationen für 
sich zu gewinnen. Er erstellt unter anderem Unterrichtsmateriali-
en, schickt rollende Chemie-Labore durch die Lande und sponsert 
Schulen. Mit Wimmelbüchern „beglückt“ er sogar schon Kinder-
gärten (SWB 2/16). Und mit diesem Engagement steht der Kon-
zern nicht allein da: 16 der 20 größten deutschen Unternehmen 
betätigen sich – unbehelligt von den Schulbehörden – auf dem 
Feld der Bildung. Dabei profitieren sie von der Finanzschwäche 
der Kommunen, die es nicht mehr schaffen, die Einrichtungen an-
gemessen auszustatten. Der Frankfurter Wissenschaftler Tim En-
gartner hat jetzt Maßnahmen gegen den pädagogischen Eros von 
BAYER & Co. gefordert. Seiner Meinung nach „bedarf es ange-
sichts der inhaltlichen Einflussnahme durch Privatakteure eines 
eindeutigen staatlichen Regelwerks, das die Trennung zwischen 
Schule und Privatwirtschaft garantiert“.

PCB: VBE schlägt Alarm
Polychlorierte Biphenyle (PCB) gehören zu den giftigsten Her-
vorbringungen der Chlorchemie (SWB 1/14). Die vor allem von 
BAYER und MONSANTO in Umlauf gebrachten, gefährlichen 
„Alleskönner“ kamen bis zu ihrem vollständigen Verbot 1989 in 
Elektrogeräten, Fugendichtungsmassen, Farben, Ölen, Lacken 
und Bodenbelägen zum Einsatz – und stellen immer noch ein be-
trächtliches Risiko dar. In Deutschland weisen besonders öffent-
liche Gebäude hohe Belastungen auf; rund 24.000 Tonnen PCB 
„beherbergen“ sie. Nach Schätzungen des Bundesumweltamts 
(UBA) ist jede dritte Schule kontaminiert. Eine Beteiligung an den 
Dekontaminationsarbeiten lehnt der Leverkusener Multi jedoch 

ab. „Die Sanierung PCB-belasteter Gebäude liegt (...) nicht in 
unserem Verantwortungsbereich“, verlautet aus der Firmen-Zen-
trale. Allzu häufig kommt es jedoch gar nicht erst zu solchen Sa-
nierungen. Die Entscheidungsgrundlage für diese stellt nämlich 
die PCB-Richtlinie dar; und diese erklärt selbst eine Konzentration 
des Stoffes in der Atemluft für unbedenklich, wenn diese um den 
Faktor 50 über dem Richtwert der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) liegt. Udo Beckmann von der LehrerInnen-Vereinigung 
„Verband Bildung und Erziehung“ kritisiert das vehement: „Die 
Politik spielt mit der Gesundheit von Lehrkräften und Schülern. 
Obwohl PCB von der ‚Internationalen Agentur für Krebsforschung’ 
in die höchste Gefahren-Gruppe eingeordnet wurde, gelten in 
Deutschland völlig veraltete Richtlinien.“ Es passe nicht zusam-
men, dass LehrerInnen SchülerInnen zu umweltbewussten Bür-
gerInnen erziehen sollen, während die Ausbildungsstätten PCB-
verseucht sind, so Beckmann. „Die Beschäftigten an den Schulen 
und Hochschulen sowie die Schüler und Studenten haben einen 
Anspruch auf belastungsfreie Unterrichtsräume“, hält der Päda-
goge fest.

Gen-Raps unter Beobachtung stellen!
2015 hatte ein in der EU nicht zugelassener Gen-Raps von BAY-
ER das Saatgut einer konventionellen Züchtung verunreinigt. In 
der Pflanze, welche die französische Firma RAGT entwickelt hat, 
fanden sich Spuren des gegen die Herbizid-Wirkstoffe Bromoxy-
nil und Ioxynil immunen Raps’ NAVIGATOR. RAGT strebte für 
sein Produkt eine Zulassung in EU-Ländern an. Deshalb fand ein 
Probe-Anbau in England, Frankreich, Dänemark und Deutschland 
statt. Nach Bekanntwerden des Skandals haben die hiesigen Be-
hörden sofort die Anweisung erteilt, die auf 48 Versuchsfeldern 
in verschiedenen Bundesländern kultivierten Pflanzen zu zerstö-
ren. Das reicht als Maßnahme jedoch nicht aus, denn die Labor-
frucht hat eine lange Halbwertzeit und bleibt lange keimfähig. 
„Daher müssen die Bundesländer die betroffenen Flächen über 
20 Jahre hinweg überwachen und auflaufenden Durchwuchs-
Raps vernichten“, forderte Annemarie Volling von der ARBEITS-
GEMEINSCHAFT BÄUERLICHE LANDWIRTSCHAFT (AbL). Unter-
stützung erfuhr der Verband dabei von der IG SAATGUT und dem 
GENETHISCHEN NETZWERK.

KAPITAL & ARBEIT

Tarifrunde 2016: 3 Prozent mehr
BAYER fährt von Jahr zu Jahr höhere Gewinne ein. Im Geschäfts-
jahr 2015 wuchs das Konzern-Ergebnis um 18,6 Prozent auf rund 
1,380 Milliarden Euro. Die Beschäftigten profitieren davon jedoch 
kaum. Bei den diesjährigen Tarif-Verhandlungen vereinbarte die 
Chemie-Branche mit den Gewerkschaften Ende Juni 2016 ledig-
lich eine Entgelt-Anhebung von 3 Prozent für die nächsten 13 
Monate. Dann folgt für die 11-monatliche Restlaufzeit des Tarif-
vertrages noch einmal ein Aufschlag von 2,3 Prozent. 

H.C. STARCK in Schwierigkeiten
Im Zuge der „Konzentration auf das Kerngeschäft“ hat BAYER vie-
le Unternehmensteile abgestoßen. Eine aussichtsreiche Zukunft 
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erwartete die Abteilungen in der Regel nicht. Besonders kleinere 
Sparten wie DYSTAR, DYNEVO, TANATEX, KRONOS TITAN und 
AGFA gerieten in Schwierigkeiten. Entweder gingen sie Pleite, 
schrumpften empfindlich oder wurden von anderen Konzernen 
geschluckt. Aktuell sieht sich H.C. STARCK mit ernsten Proble-
men konfrontiert. Das Unternehmen hat massive Finanz-Proble-
me. Der Leverkusener Multi hatte den Spezialchemie-Hersteller 
nämlich an zwei Finanzinvestoren veräußert, die H.C. STARCK die 
Kaufsumme als Schulden in die Bücher geschrieben haben. Nun 
muss die Firma Arbeitsplätze vernichten und andere Restruktu-
rierungsmaßnahmen durchführen, um neue Kredite zu erhalten. 

Verändertes Schichtsystem
Der BAYER-Konzern hat an seinem Pestizid-Standort Hürth-Knap-
sack in Kooperation mit dem Betriebsrat das Schichtsystem ge-
ändert. Das bisherige 4-Schichtsystem wurde „aus arbeitsmedi-
zinischen und organisationstechnischen Erwägungen“ durch das 
beim Leverkusener Multi auch sonst übliche 5-Schichtmodell er-
setzt. Dieses erlaubt jetzt längere Ruhe-Phasen vor den Schicht-
Wechseln. Auch führt es zu kürzeren Wochenarbeitszeiten. Der 
Konzern wollte deshalb sogleich die Entgelte entsprechend sen-
ken, konnte sich damit aber nicht ganz durchsetzen. „Letztlich 
haben die Betriebsräte in Knapsack für die Kollegen am Standort 
einen guten Kompromiss mit einer attraktiven finanziellen Abfe-
derung erreichen können“, so der Betriebsratsvorsitzende Franz-
Josef Christ.

ERSTE & DRITTE WELT

Entwicklungshilfe zur Selbsthilfe
Seit einiger Zeit haben die Global Player auf der Suche nach neu-
en Absatz-Gebieten die „Low-income Markets“ entdeckt (siehe 
auch SWB 4/13). So entwickelte der Leverkusener Multi bereits 
2013 eine „Afrika-Strategie“. Bei der Umsetzung geriert sich der 
Agro-Riese gerne als Entwicklungshelfer. „BAYER kooperiert mit 
der gemeinnützigen Organisation ‚Fair Planet’ und wird Teil des 
Projekts ‚Bridging the Seed Gap’ in Äthiopien. Ziel des Projekts 
ist es, neue Anbau-Möglichkeiten für Kleinbauern zu schaffen“, 
vermeldete der Konzern etwa Anfang 2016. Auch LandwirtInnen-
Verbände und Hochschulen sitzen mit im Boot. Und bei der Un-
terzeichnung des Vertrags waren sogar RegierungsvertreterInnen 
zugegen. Nur handelt es sich leider bei „Fair Planet“ um einen 

Verband, den BAYER, SYNGENTA, LIMAGRAIN & Co. seit Län-
gerem großzügig unterstützen. Zudem bestehen die neuen „An-
bau-Möglichkeiten für Kleinbauern“ lediglich aus Tomaten-, Pe-
peroni- und Zwiebel-Saatgut made by BAYER. Diese können die 
FarmerInnen zunächst kostenlos testen. Anschließend müssen 
sie für diese Sorten allerdings die Werbetrommel rühren. „Sie 
sollen dann weiteren Landwirten in den Dörfern und Regionen 
die Vorteile dieses Saatguts demonstrieren“, so lautet der Busi-
ness-Plan des Konzerns. Bei näherem Hinsehen wird also aus der 
angeblichen Entwicklungshilfe pure Markterschließung.

Die „Neue Allianz“ in der Kritik #1
Im Jahr 2012 gründeten die Teilnehmer-Staaten des G8-Treffens 
gemeinsam mit BAYER, MONSANTO und anderen Firmen die 
„Neue Allianz für Lebensmittelsicherheit und Ernährung“. Mit 
Entwicklungshilfe hat diese Public-Private-Partnership aller-
dings nicht viel im Sinn. Sie dient den Konzernen vielmehr als 
Vehikel, um in Afrika die Rahmenbedingungen für eine industri-
elle Landwirtschaft mittels Gentechnik und allem Drum und Dran 
durchzusetzen. So dringen die Global Player etwa darauf, die 
„Verteilung von frei verfügbarem und nicht verbessertem Saatgut 
systematisch zu beenden“. Zudem fordern sie einen stärkeren 
Patentschutz, Landrechtsreformen, „effizientere“ Pestizid-Zulas-
sungsverfahren und Maßnahmen gegen die Produkt-Piraterie. 
Dafür fließen öffentliche Mittel en masse: Die G8-Staaten gaben 
bereits über drei Milliarden Euro frei, während BAYER & Co. noch 
nicht einmal eine Milliarde zubutterten. Dies zog jetzt die Kritik 
des Europa-Parlaments auf sich. Die Abgeordneten forderten, die 
Strategie der Allianz komplett zu ändern. Sie müsste sich mehr 
auf die Kleinbauern und -bäuerinnen konzentrieren, den lokalen 
Saatguthandel schützen und dürfe nicht mehr länger dem Land-
raub Vorschub leisten, so die ParlamentarierInnen. Dem ent-
wicklungspolitischen Sprecher von Bündnis 90/Die Grünen, Uwe 
Kekeritz, ging das jedoch nicht weit genug. Er verlangte von der 
Bundesregierung, auf eine Auflösung der „Neuen Allianz“ zu drin-
gen: „Die Reform der 2012 von der G8 gegründeten Allianz ist an-
gesichts ihrer grundlegend falschen Ausrichtung aussichtslos.“

Die „Neue Allianz“ in der Kritik #2
Die „Neue Allianz für Lebensmittelsicherheit und Ernährung“, die 
von den G8-Staaten gemeinsam mit BAYER, MONSANTO und 
anderen Firmen 2012 initiierte Public-Private-Partnership (s. o.), 
heizt das Landgrabbing an. Zu diesem Resultat kommt die Studie 
„Land grabbing and human rights“, die das Europäische Parla-
ment in Auftrag gegeben hat. So verloren in Tansania mehr als 
1.300 Bauern und Bäuerinnen ihr Land, weil das „Neue Allianz“-
Mitglied ECOENERGY vom Staat 20.374 Hektar Ackerfläche er-
worben hat, um dort eine Zucker-Plantage anzulegen. Auch ganz 
allgemein fördern die Aktivitäten der Allianz der Untersuchung 
zufolge die Bodenspekulation und die Landkonzentration, denn 
die Devise von BAYER & Co. lautet: „Think Big“. Afrikanische Far-
merInnen-Verbände kritisieren das Vorgehen der Multis deshalb 
massiv. Auch die AutorInnen der Untersuchung sehen nur negati-
ve Effekte. Aus diesem Grund fordern sie die EU-Mitgliedsländer 
unter den G8-Nationen auf, der „Neuen Allianz für Lebensmittel-
sicherheit und Ernährung“ die Unterstützung zu entziehen.
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Patente: Ausnahmen nur bis 2033
Mit Patenten auf Pharmazeutika sichern sich BAYER & Co. Mo-
nopol-Profite. Dieses Vorgehen macht die Arzneien besonders 
für Menschen in armen Ländern unerschwinglich. Wenn diese 
Staaten trotzdem versuchen, sich den Zugang zu den benötig-
ten Medikamenten zu sichern, indem sie sich – wie Südafrika 
im Jahr 2001– auf einen Ausnahme-Paragrafen des internatio-
nalen TRIPS-Patentschutzabkommens berufen, bemühen BAYER 
und die anderen Pillen-Riesen gern einmal die Gerichte (siehe 
SWB 2/01). Nur für die ärmsten der armen Nationen, die „least-
developed countries“ (LDCs), galten bis zum Januar 2016 eigene 
Regelungen. Bei den neuen Verhandlungen um diesen Sondersta-
tus haben die VertreterInnen der LDCs eine unbefristete Verlän-
gerung gefordert. Die Welthandelsorganisation WTO beugte sich 
allerdings dem Druck von Big Pharma und gewährte nur einen 
Aufschub bis 2033.

BAYER senkt JADELLE-Preis
„Fünf gegen das Wachstum der Bevölkerung investierte Dollar 
sind wirksamer als hundert für das Wirtschaftswachstum inves-
tierte Dollar“, sagte einst der ehemalige US-Präsident Lyndon 
B. Johnson. Zu diesen „wirksamen Investitionen“, die Entwick-
lungshilfe sparen helfen, gehört auch BAYERs Verhütungsmittel-
Implantat JADELLE. Das Medizin-Produkt mit dem Wirkstoff 
Levonorgestrel ist für die BevölkerungskontrolleurInnen nämlich 
ziemlich praktisch, verrichtet es seine Dienste doch fünf Jahre 
lang. Für die Frauen allerdings weniger: Unter anderem klagen 
sie über Nebenwirkungen wie Kopfschmerzen, Depressionen, 
Gewichtszunahme und Haarausfall. Großeinkäufern wie etwa der 
„Bill & Melinda Gates Foundation“ hat der Leverkusener Multi 
bisher schon große Rabatte eingeräumt. Anfang des Jahres hat 
er eine generelle Preis-Senkung für Entwicklungsländer verkün-
det. Statt rund 18 Dollar pro Implantat berechnet er jetzt nur noch 
die Hälfte.

POLITIK & EINFLUSS

BAYERs EU-Frühstücke
„Um Unternehmensvertreter über aktuelle Entwicklungen zu 
informieren“, organisiert die Lobby-Firma AMISA2 „monatlich 
Frühstücksdebatten mit Schlüssel-Persönlichkeiten der EU-Ins-
titutionen“. BAYER, GOOGLE, AIRBUS und 15 weitere Konzerne 
durften auf diese Weise schon einen „Blick in die Zukunft der Kli-
mapolitik“ werfen – eröffnet von der damals als EU-Kommissarin 
für den Klimaschutz fungierenden Connie Hedegaard – oder mit 
der stellvertretenden Generalsekretärin der EU-Kommission, Ma-
rianne Klingbeil, zusammentreffen.

VCI spendet 128.000 Euro
Im Jahr 2015 hat der „Verband der Chemischen Industrie“ (VCI) 
128.000 Euro in Parteispenden investiert. Mit je 40.000 Euro er-
hielten CDU und FDP am meisten. Die SPD bedachte der Lob-
by-Club von BAYER & Co. mit 35.000 Euro, die Grünen konnten 
13.000 Euro verbuchen. Nur die Partei „Die Linke“ ging leer aus. 
Dabei wird der VCI nicht nur proaktiv tätig. Es gibt auch direkte 

„Spenden-Anfragen der Schatzmeister oder Spitzenkandidaten 
der Parteien im Zusammenhang mit Bundestags-, Landtags- und 
Europawahlen“, wie der Verband mitteilt.

Kerins im USCC-Vorstand
Bei dem „U.S. Chamber of Commerce“ (USCC) handelt es sich um 
den größten Unternehmensverband der Welt. Und seit Dezember 
2015 sitzt BAYERs oberster Öffentlichkeitsarbeiter in den USA, 
Raymond Kerins Jr., dort im Vorstand. Welche Auffassung er 
vom Verhältnis der Ökonomie zur Politik hat, machte der PR-Profi 
gleich bei seinem Amtsantritt deutlich. Da bezeichnete Kerins Jr. 
es als eine der Aufgaben des USCC, die MandatsträgerInnen dar-
in zu unterweisen, wie sie das Wachstum der US-amerikanischen 
Wirtschaft am besten aufrechterhalten könnten.

BAYER sponsert Rohstoff-Behörde
Die „Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe“ (BGR) 
berät nach eigener Auskunft „die Bundesregierung und die deut-
sche Wirtschaft in allen geowissenschaftlichen und rohstoff-
wirtschaftlichen Fragen“. Da der Zugriff auf Bodenschätze für 
den Leverkusener Multi eine enorme Bedeutung hat, gehört er 
mit zu den Unternehmen, welche die BGR seit 1982 indirekt spon-
sern. Seit 1987 tun BAYER & Co. dies über die „Hans-Joachim-
Martini-Stiftung“, welche die milden Gaben als Preisgelder oder 
als Forschungsförderung tarnt. Die Investition lohnt sich, denn 
die Ergebnisse der BGR-Expertisen fallen fast immer im Sinne der 
Industrie aus. So erteilte die Bundesanstalt dem Fracking eine 
Unbedenklichkeitserscheinung und leugnete in Studien weitge-
hend den Zusammenhang zwischen dem Kohlendioxid-Ausstoß 
der Konzerne und dem Klimawandel. Das Bundeswirtschaftsmi-
nisterium (BMWi) hatte in einer internen Revision zwar Anstoß 
an der Praxis der Stiftung genommen, zog aber bislang keine 
Konsequenzen. Die Partei Bündnis 90/Die Grünen nahm die Vor-
gänge zum Anlass, eine Kleine Anfrage an die Bundesregierung 
zu stellen. Diese sieht jedoch keinen Handlungsbedarf. „Die BGR 
ist eine eigenständige wissenschaftlich-technische Behörde, an 
deren Unabhängigkeit die Bundesregierung keinen Zweifel hat“, 
hielten Merkel & Co. fest.

Ökosteuer-Ausnahmen bleiben
Im Zuge der Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes wollte 
die Große Koalition ursprünglich den Strom, den die Konzerne 
mit ihren eigenen Kraftwerken produzieren, ökosteuerpflichtig 
machen. Sofort brach ein Sturm der Entrüstung los. „Auch wenn 
die überfällige EEG-Reform nun endlich auf dem Weg ist, die 
Mehrbelastung der Eigenstrom-Erzeugung ist ein unüberwind-
licher Stolperstein und für unsere Branchen nicht hinnehmbar. 
Jene Unternehmen, die ihren Strom in eigenen Kraftwerken vor 
allem in Kraft-Wärme-Kopplung und sehr effizient herstellen, 
hätten dadurch Mehrkosten von insgesamt über 300 Millionen 
Euro im Jahr“, erklärte der „Verband der Chemischen Industrie“ 
(VCI). Und der Leverkusener Multi, der fast 60 Prozent seines 
Energie-Bedarfs selber deckt, warnte: „Unsere KWK-Anlagen 
würden sich, sollten diese Pläne umgesetzt werden, nicht mehr 
wirtschaftlich betreiben lassen, sowohl die bestehenden als auch 
die neuen.“ Und die Politik erhörte die Signale. Alte Anlagen blie-
ben von der Umlage befreit, modernisierte müssen nur 20 Prozent 
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und neue 40 Prozent des Satzes zahlen. Die EU legte allerdings 
ein Veto ein, denn sie sah in den gewährten Rabatten eine uner-
laubte Beihilfe. Aber Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
konnte die EU-Wettbewerbskommissarin Margrethe Vestagen im 
August 2016 „nach intensiven Gesprächen“ umstimmen und Be-
standsschutz für die Ausnahme-Regelungen erwirken.

PROPAGANDA & MEDIEN

BAYER zahlt ÄrztInnen 7,5 Mill ionen
Die Pillen-Produzenten investierten im letzten Jahr 575 Millionen 
Euro dafür, die medizinische Landschaft zu pflegen und die Ärzt
Innen zum Verschreiben ihrer Medikamente zu bewegen. Rund 
71.000 MedizinerInnen standen auf ihren Gehaltslisten. BAYER 
gab 2015 dafür 7,5 Millionen Euro aus. Damit spendierte der Kon-
zern den Doktores unter anderem Fortbildungsveranstaltungen 
in netter Umgebung samt Kost & Logis sowie Begleitung. Rund 
2.400 Personen kamen in den Genuss dieses Angebotes. Ca. 
3.000 ÄrztInnen strichen zudem für ihre Tätigkeit als RednerInnen 
auf Kongressen, BeraterInnen oder DienstleisterInnen Geld ein. 
Für den offenen Umgang mit diesen Zahlen lobt sich der Konzern 
ausgiebig selbst. Zu einem erfolgreichen Geschäftsmodell ge-
höre eben Transparenz, so BAYER-Manager Eberhard Schmuck. 
Allzu weit ist es mit dieser allerdings nicht her: Was der Global 
Player den MedizinerInnen nämlich für die sogenannten Anwen-
dungsbeobachtungen zahlt, die nur den Zweck haben, die Pati-
entInnen auf das getestete Präparat umzustellen, verschweigt er 
lieber. Die nordrhein-westfälische Gesundheitsministerin Barba-
ra Steffens sieht durch solche Zahlungen die Unabhängigkeit des 
Standes gefährdet. „Patienten müssen darauf vertrauen können, 
dass Ärzte ihnen ein Medikament verschreiben, weil sie von der 
Wirksamkeit überzeugt sind – und nicht, weil sie auf der Honorar-
Liste der Hersteller stehen“, hielt die Grünen-Politikerin fest.

7,4 Mill ionen für Krankenhäuser
BAYER hält nicht nur die ÄrztInnen mit Zuwendungen bei Laune 
(s. o.), der Konzern bedenkt auch viele Institutionen des Gesund-
heitswesens, um die Absatz-Chancen für seine Pillen zu verbes-
sern. Krankenhäusern, medizinischen Standesorganisationen, 
Instituten und medizinischen Gesellschaften wie z. B. der „Deut-
schen Parkinson Vereingung“ hat der Leverkusener Multi im Jahr 
2015 rund 7,4 Millionen Euro zukommen lassen.

BAYER bildet ApothekerInnen weiter
Im Mittleren Osten unterhält BAYER bereits seit 2012 ein Pro-
gramm zur Fortbildung von ApothekerInnen. Am diesjährigen 
Workshop nahmen rund 200 PharmazeutInnen aus Kuwait, 
Quatar, Oman, Barain und anderen Ländern teil. Obwohl der Le-
verkusener Multi diese Aktivitäten als Teil einer Initiative der 
Weltgesundheitsorganisation WHO darstellt, dient das Ganze 
der Absatz-Förderung eigener Präparate. So besteht ein Lernziel 
für die ApothekerInnen laut Konzern darin, die PatientInnen zur 
Selbstmedikation und zur Einnahme von Vitaminen und Medika-
menten zur Vorbeugung von Krankheiten anzuhalten, um dadurch 
„dem Staat Lasten abzunehmen“.

BAYER sponsert Agrar-JournalistInnen
BAYER lässt sich die Pflege der Presselandschaft einiges kosten. 
So sponserte der Leverkusener Multi beispielsweise den Welt-
kongress der Agrar-JournalistInnen, der dieses Mal in Deutsch-
land stattfand. Die Grüne Woche hatte ihn nach Berlin gelockt. 
Die Veranstaltung versuchte dann auch, seinem Geldgeber alle 
Ehre zu machen. Sie begab sich daran, ein idyllisches Bild der 
hiesigen Agrarwirtschaft zu malen. Die Konferenz wollte nichts 
weniger als zeigen, „wie Landwirte in Deutschland sich den He-
rausforderungen von heute stellen. Dazu zählen eine effiziente 
Wirtschaftsweise, der Schutz von Natur und Biodiversität sowie 
die Bereitstellung hochwertiger und bezahlbarer Lebensmittel“.

TIERE & ARZNEIEN

BAYTRIL-Gebrauch sinkt leicht
Ende Juli 2016 vermeldete das „Bundesamt für Verbraucher-
schutz und Lebensmittel-Sicherheit“ (BVL) zunächst einen erhöh-
ten Verbrauch von Antibiotika aus der Gruppe der Fluorchinolone 
wie BAYERs BAYTRIL in der Massentierhaltung. Dann korrigierte 
es seine Angaben. Demnach sanken die Gaben leicht von 12,3 
auf 10,6 Tonnen. Aber auch die neuen Zahlen stimmen noch be-
denklich, führt doch die häufige Verwendung dieser Mittel in den 
Ställen dazu, dass die Krankheitserreger sich zunehmend an die 
Substanzen gewöhnen. Gelangen diese dann über den Nahrungs-
kreislauf oder andere Wege von den Ställen in den menschlichen 
Organismus, können sie Gesundheitsstörungen auslösen, gegen 
die kein Kraut mehr gewachsen ist. Und bei den Fluorchinolonen 
ist das besonders bedenklich, da diese Substanzen in der Human-
medizin zu den Reserve-Antibiotika zählen, die nur zum Einsatz 
kommen, wenn andere Mittel bereits versagt haben (siehe auch 
AKTION & KRITIK). 

BAYTRIL in Bio-Ställen
Auch die LieferantInnen von Bio-Fleisch setzen in ihren Ställen 
Antibiotika ein. So tragen auch diese ZüchterInnen mit dazu bei, 
dass immer mehr Krankheitserreger Resistenzen gegen diese 
Mittel entwickeln. Gelangen die Keime dann über den Nahrungs-
kreislauf oder andere Wege in den menschlichen Organismus, 
können sie Gesundheitsstörungen auslösen, gegen die nichts 
mehr hilft. Der Verband „Bioland“ hat seinen Mitgliedern deshalb 
zumindest verboten, Medikamente aus der Gruppe der Fluorchi-
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nolone wie BAYERs BAYTRIL zu verwenden. Diese Substanzen 
zählen in der Humanmedizin nämlich zu den Notfall-Antibiotika, 
die bevorzugt zum Einsatz kommen, wenn andere Stoffe bereits 
versagt haben. Aber selbst zu diesen Fluorchinolonen greifen die 
Biobauern und -bäuerinnen. Allein im Jahr 2014 hat Bioland 35 
Ausnahmegenehmigungen für BAYTRIL & Co. erteilt. Zudem ge-
ben nicht wenige LandwirtInnen ihren Tieren diese Mittel, ohne 
das formell zu beantragen. 

Kooperation mit BIONTECH
BAYER hat eine Kooperation mit dem Unternehmen BIONTECH 
auf dem Gebiet der Tiermedizin vereinbart, in dessen Rahmen die 
Mainzer Firma für den Leverkusener Multi Immun-Therapeutika, 
Impfstoffe und andere Veterinär-Arzneien entwickeln soll.

DRUGS & PILLS

ESSURE führt zu mehr Komplikationen
Bei ESSURE, BAYERs ohne Hormone auskommendes Medizinpro-
dukt für eine dauerhafte Empfängnis-Verhütung, handelt es sich 
um eine kleine Spirale, deren Kunststoff-Fasern für ein so gro-
ßes Wachstum des Bindegewebes sorgen sollen, dass sich nach 
etwa drei Monaten die Eileiter verschließen. Eine Studie verglich 
ESSURE jetzt mit anderen Sterilisationsmethoden, die Zugriff auf 
die Eileiter nehmen. Das Ergebnis der im British Medical Journal 
veröffentlichten Untersuchung fiel verheerend für die Spirale des 
Leverkusener Multis aus. Sie erhöht für die Frauen das Risiko, sich 
nachträglichen Operationen unterziehen zu müssen, im Vergleich 
zu anderen Praktiken um mehr als das Zehnfache. Wegen seiner 
vielen Nebenwirkungen steht das Pharma-Produkt schon länger 
in der Kritik. Zu diesen zählen unter anderem Hautausschläge, 
Kopfschmerzen, Übelkeit und Allergien. Die Spirale bleibt zudem 
oft nicht an dem vorgesehenen Ort, sondern wandert im Körper 
umher und verursacht Risse an den Wänden innerer Organe, was 
zu lebensgefährlichen inneren Blutungen führen kann.

Gesundheitsbehörden warnen vor ESSURE
Die vielen unerwünschten Arznei-Effekte von BAYERs Medizin-
Produkt ESSURE (s. o.) haben die Gesundheitsbehörden in Kana-
da und den Vereinigten Staaten zum Handeln bewogen. „Health 
Canada“ informierte die ÄrztInnen in einem Brief über die zahl-
reichen Risiken und Nebenwirkungen des Präparats und setzte 
auch die Öffentlichkeit darüber in Kenntnis. Die US-amerikani-
sche FDA verpflichtete BAYER derweil, die Spirale nur noch mit 
einem Warnhinweis der dringlichsten Stufe zu vertreiben und die 
Sicherheit von ESSURE in einer neuen Studie zu überprüfen. Den 
vielen Geschädigten in den USA ging das allerdings nicht weit 
genug. Sie hatten auf ein Verbot gehofft und kritisierten die FDA-
Maßnahmen deshalb als unzureichend.

IBEROGAST schädigt die Leber 
Auch Medikamente auf pflanzlicher Basis wie BAYERs Magen-
mittel IBEROGAST, das 2013 mit dem Kauf von STEIGERWALD 
in die Produktpalette des Pharma-Riesen gelangte, können es in 
sich haben. So schädigt der IBEROGAST-Inhaltsstoff Schöllkraut 

die Leber. Arzneien mit einer hohen Schöllkraut-Konzentration 
hat das „Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte“ 
(BfArM) deshalb schon aus dem Verkehr gezogen. Vom Leverku-
sener Multi verlangte es, diese Nebenwirkung auf dem Beipack-
zettel von IBEROGAST zu vermerken. Der Konzern weigert sich 
aber, dieser Aufforderung nachzukommen. Für ihn ist die „hohe 
Sicherheit“ des Präparates „durch eigene Daten vollständig be-
legt“. Darum zeigt er sich auch nicht bereit, den Widerspruch 
zurückzunehmen, den STEIGERWALD vor acht Jahren gegen die 
BfArM-Anordnung eingelegt hatte. Und so gibt es dann immer 
noch keine Warnhinweise auf den Faltblättern der Packungen. 
„Das ist genau die Situation, die wir immer wieder beklagen. Im 
Grunde genommen hat der Hersteller viele Möglichkeiten, das 
immer wieder herauszuzögern (...) Derzeit hat man den Eindruck 
an vielen Stellen, dass der Hersteller-Schutz vor dem Patienten-
Schutz rangiert“, kritisiert der Pharmakologe Prof. Gerd Glaeske.

Verantwortlicher Umgang mit ASPIRIN?
BAYER bewirbt ASPIRIN erfolgreich als „Tausendsassa“. Darum 
findet das Präparat weite Verbreitung, obwohl es viele Nebenwir-
kungen wie etwa Magenbluten hat. So bezifferte der Mediziner 
Dr. Friedrich Hagenmüller 2012 die Zahl der Todesopfer allein in 
der Bundesrepublik auf jährlich 1.000 bis 5.000. Den Leverkuse-
ner Multi ficht das jedoch nicht an. Wenn JournalistInnen ihn auf 
das Gefährdungspotenzial von ASPIRIN durch einen zu sorglosen 
Umgang mit dem Mittel ansprechen, verweist der Konzern ein-
fach auf eine von ihm selbst durchgeführte Studie, die angeblich 
eine verantwortungsvolle Handhabung belegt.

ASPIRIN: Größere Präventionswirkung?
Der verantwortungslose Umgang mit ASPIRIN birgt hohe Risiken 
(s. o.) Haben Menschen jedoch schon einmal einen Herzinfarkt 
erlitten, raten MedizinerInnen zur Verhinderung eines zweiten 
zu dem Mittel. Studien zufolge senkt das Medikament mit dem 
Wirkstoff Acetylsalicylsäure das Risiko für eine nochmalige At-
tacke um 13 Prozent. Nur die ersten sechs Wochen nach dem 
ersten Infarkt betrachtet, liegt die Präventionswirkung einer 
neueren Untersuchung zufolge sogar noch höher. Wie Peter M. 
Rothwell und sein Team herausfanden, reduziert die Arznei die 
Wahrscheinlichkeit eines Wiederholungsfalles um 60 Prozent. 
Allerdings haben drei an der Studie beteiligte WissenschaftlerIn-
nen schon einmal in Diensten BAYERs gestanden, was die Aus-
sagekraft der Arbeit erheblich trübt.

CIPROBAY-Anwendungsbeschränkungen
BAYERs Antibiotikum CIPROBAY mit dem Wirkstoff Moxiflo-
xacin, der zur Gruppe der Fluorchinolone gehört, hat zahlreiche 
Nebenwirkungen (siehe auch AKTION & KRITIK). Darum erließ 
die US-Gesundheitsbehörde FDA im Mai 2016 Anwendungsbe-
schränkungen für CIPROBAY und andere fluorchinolon-haltige 
Präparate. Bei Bronchitis, Sinusitis und einfachen Formen von 
Blasen-Entzündungen dürfen die MedizinerInnen diese Arzneien 
jetzt nur noch verordnen, wenn alle andere Mittel versagt haben.

Zahlreiche MIRENA-Nebenwirkungen
BAYERs Hormon-Spirale MIRENA ruft zahlreiche unerwünsch-
te Arznei-Effekte hervor. „Insgesamt 3.607 Verdachtsfälle von 
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Nebenwirkungen“ hat das Bundesinstitut für Arzneimittel und 
Medizin-Produkte“ (BfArM) registriert, wie eine Anfrage des TV-
Magazins Frontal21 ergab. 44 Meldungen zu Brustkrebs, 153 zu 
Eileiter-Schwangerschaften und 328 zu Gebärmutter-Verletzun-
gen erhielt das BfArM unter anderem. 

Verhandlungen mit GOOGLE
Die GOOGLE-Tochter VERILY widmet sich medizinischen For-
schungsprojekten auf Gebieten wie „Krebs“, „Diabetes“ und 
Herz/Kreislauf-Erkrankungen. Zudem entwickelt sie Operations-
roboter und bioelektronische Systeme. Im Februar 2016 hat das 
Unternehmen Verhandlungen mit BAYER über mögliche Koopera-
tionen aufgenommen. 

16 Krebs-Wirkstoffe im Test
Krebs-Arzneien versprechen den Pharma-Riesen den größten 
Profit. Mittlerweile fressen sie – ohne die Lebenszeit der Pati-
entInnen entscheidend verlängern zu können – schon rund ein 
Viertel des Medikamenten-Budgets der Krankenkassen. Folge-
richtig setzt der Leverkusener Multi ganz auf dieses Segment. 
Mit NEXAVAR, STIVARGA und XOFIGO bietet er bereits drei On-
kologie-Präparate an; zudem befinden sich 16 Wirkstoffe in der 
klinischen Erprobung.

Mehr Profit durch Direktvertrieb
Vom Hersteller über den Großhandel zu den Apotheken – so sieht 
eigentlich der Vertriebsweg für Medikamente aus. BAYER & Co. 
umgehen aber immer öfter den Großhandel und bestücken die 
Pharmazien selbst mit ihren Produkten. Auf diese Weise schal-
ten sie einen Mitverdiener aus und erhöhen ihre Gewinnmarge. 
Zudem sieht die Branche dies als eine wirksame Methode an, 
die Zwischenhändler am Export der Arzneien in solche Länder 
zu hindern, in denen sie mit den Produkten zum Schaden der 
Pillen-Produzenten mehr Geld machen können. Also halten die 
Pharma-Firmen den Großhandel knapp und springen in die Bre-
sche, wenn dieser nicht mehr liefern kann. Zu diesem Behufe hat 
BAYER gemeinsam mit BOEHRINGER, NOVARTIS und anderen 
Konzernen die PHARMA MALL GESELLSCHAFT FÜR ELECTRONIC 
COMMERCE gegründet. Den Unternehmen zufolge soll diese Ge-
sellschaft der „Optimierung der Transaktionsprozesse zwischen 
Herstellern und Kunden“ dienen. In der Realität aber verkompli-
ziert sich für die Apotheken durch die beiden nebeneinander her-
laufenden Systeme die Beschaffung der Pharmazeutika, weshalb 
die PatientInnen oftmals länger auf ihre Mittel warten müssen. 
Überdies schrumpfen die Einnahmen der Pharmazien durch die-
sen Direktvertrieb, weil sie dadurch nicht mehr in den Genuss 
von Großhandelsrabatten kommen. Die Bundesregierung sieht 
bei alldem jedoch keinen Grund zum Eingreifen. In ihrer Antwort 
auf eine Kleine Anfrage der Partei „Die Linke“ verweist die Große 
Koalition auf die Zuständigkeit der Bundesländer. 

Anfrage zu Beobachtungsstudien 
Erkenntnisse werfen Anwendungsbeobachtungen (AWB) zu Me-
dikamenten, die MedizinerInnen mit ihren PatientInnen durch-
führen, kaum ab. Dies ist aber auch gar nicht Sinn der Übung. 
Die Anwendungsuntersuchungen verfolgen einzig den Zweck, 
die Kranken auf das getestete Präparat umzustellen (siehe auch 

PROPAGANDA & MEDIEN). Im Jahr 2014 standen BAYER & Co. 
dafür 17.000 ÄrztInnen zu Diensten. Die Pharma-Riesen honorier-
ten ihnen dies mit ca. 100 Millionen Euro. Nach Angaben des 
Recherche-Netzwerkes Correct!v fanden von 2009 bis 2014 in 
den Praxen 41 solcher „Studien“ mit BAYER-Medikamenten statt 
(Ticker 3/16). Die Bundesregierung nimmt an diesem Marketing-
Instrument, das sich einen wissenschaftlichen Anstrich gibt, im 
Grundsatz keinen Anstoß. „Mit AWB können Erkenntnisse über 
die Anwendung zugelassener Arzneimittel in der Praxis gewon-
nen werden“, hält sie in ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage 
der Partei „Die Linke“ fest. Im geplanten „Gesetz zur Bekämpfung 
der Korruption im Gesundheitswesen“ will die Große Koalition 
lediglich die Vorschriften für die Schnelltests etwas verschärfen. 

AGRO & CHEMIE

Glyphosat-Zulassung verlängert
Der Pestizid-Wirkstoff Glyphosat, der in BAYER-Mitteln wie GLY-
FOS, PERMACLEAN, USTINEX G, KEEPER und SUPER STRENGTH 
GLYPHOSATE enthalten ist und in Kombination mit Gen-Pflanzen 
wie der Soja-Art BALANCE zum Einsatz kommt, gilt als gesund-
heitsgefährdend. So hat eine Krebsforschungseinrichtung der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) die Substanz als „wahr-
scheinlich krebserregend“ eingestuft. Trotzdem hat sich die EU 
im Juni 2016 schlussendlich dem Druck der Industrie gebeugt und 
die Zulassung des Herbizids um 18 Monate verlängert. 

Comeback für Glufosinat?
BAYERs Antiunkraut-Mittel Glufosinat, das unter anderem im 
Kombipack mit den Gen-Pflanzen der „LIBERTY LINK“-Baureihe 
zum Einsatz kommt, schädigt das Erbgut und kann Krebs auslö-
sen. Deshalb hatte die EU die Zulassung des Pestizids nicht über 
den September 2017 hinaus verlängert. Jetzt droht Brüssel je-
doch einen Rückzieher zu machen. Die „Europäische Behörde für 
Lebensmittel-Sicherheit“ (EFSA), deren MitarbeiterInnen mehr 
als einmal durch ihre Beziehungen zur Wirtschaft in die Schlag-
zeilen geraten waren, schlug nämlich Ausnahmeregeln für Glufo-
sinat und andere Ackergifte vor, falls die LandwirtInnen keine Al-
ternative hätten und eine „ernsthafte Gefahr für die Gesundheit 
der Pflanze“ bestehe. Das PESTIZID AKTIONS-NETZWERK (PAN) 
kritisierte diesen Vorstoß vehement.

Pestizid-Plage in Costa Rica
Costa Rica ist der weltgrößte Ananas-Produzent. Auf einer Flä-
che von 38.000 Hektar wächst dort die Frucht. Dabei kommen 
einer Studie von OXFAM zufolge immense Mengen an Agro-Che-
mikalien zum Einsatz. 30 bis 38 Kilogramm pro Hektar bringen 
die Plantagen-BesitzerInnen jährlich aus. Darunter befinden sich 
mit Glyphosat, Diuron, Mancozeb und Chlorpyrifos viele, die auch 
BAYER anbietet. Die Beschäftigten müssen schon bald nach den 
Sprühaktionen wieder auf die Felder und verfügen nicht immer 
über einen Arbeitsdress, der ihnen die Mittel in ausreichender 
Form vom Leibe hält. Dementsprechend erleiden viele der Beleg-
schaftsangehörigen Gesundheitsschädigungen. „Ich war einen 
Monat lang im Krankenhaus wegen einer Vergiftung. Als ich wie-
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derkam, musste ich wieder mit Pestiziden und ohne Schutzklei-
dung arbeiten“, erzählt einer von ihnen. Auch Krebs-Krankheiten, 
Magenleiden, Augen-Schädigungen und Hautausschläge zählen 
zu den Nebenwirkungen. Überdies verseuchen die Mittel das 
Trinkwasser in der Nähe der Ananas-Äcker. 

Pestizid-Plage in Ecuador
Auf den Bananen-Plantagen in Ecuador herrschen OXFAM zufol-
ge ähnlich verheerende Bedingungen wie auf den Ananas-Äckern 
in Costa Rica (s. o.) Hier sehen sich die LandarbeiterInnen eben-
falls ohne ausreichenden Schutz gefährlichen Pestiziden ausge-
setzt. Oftmals dürfen sie die Felder nicht verlassen, wenn die 
Sprüh-Flugzeuge zum Einsatz kommen und Substanzen wie die 
auch von BAYER vermarkteten Stoffe Glyphosat und Mancozeb 
ausbringen. „Wir machen uns große Sorgen, weil wir unter dem 
Pestizid-Regen arbeiten müssen. Wir bekommen Hautausschlä-
ge. Aber wenn man sich beschwert, riskiert man, entlassen zu 
werden“, klagt etwa einer der Beschäftigten. Und es bleibt nicht 
bei Hautausschlägen. Zu den weiteren Leiden der Plantagen-
ArbeiterInnen zählen Herz-Leiden, Magen-Erkrankungen, Au-
genbrennen, Schlafstörungen und Durchfall. Überdies erweisen 
sich die chemischen Keulen als erbgut-schädigend. „Angesichts 
besonders hoher Behinderungsraten der Kinder in den Bananen-
Provinzen ist die Wahrscheinlichkeit groß, dass es hier einen Zu-
sammenhang gibt“, sagt etwa Beatriz Garcia Pluas, die Direktorin 
einer Schule für Gehandicapte.

PilotInnen als Pestizid-Opfer
Nicht nur die LandarbeiterInnen oder die AnwohnerInnen der 
Plantagen leiden unter den Pestiziden, sondern auch die PilotIn-
nen, welche die Agro-Chemikalien mit ihren Flugzeugen ausbrin-
gen. So berichtet der Ecuadorianer Jorge Acosta Orellana in dem 
Interview mit der taz über Leiden wie Herzrhythmus-Störungen, 
Schwindel und Augen-Trübungen. „Ich bin zum Arzt gegangen, 
aber der meinte, dass mein Herz in Ordnung sei und dass ich eine 
Vergiftung haben könnte. Ich habe dann mit anderen Piloten ge-
redet und festgestellt: Die haben ähnliche Probleme. Bald waren 
wir überzeugt, dass das alles in Zusammenhang mit dem Fungi-
zid Mancozeb (enthalten unter anderem in den BAYER-Produkten 
ZETANIL und ACROBAT, Anm. Ticker)  stehen könnte. Das haben 
wir auf den Plantagen nämlich zum Sprühen verwendet.“ Orella-
na zufolge kam es sogar schon zu Flugzeug-Abstürzen, weil die 
PilotInnen – benebelt von den chemischen Keulen – die Kontrolle 
über ihre Maschinen verloren.

ALDI bannt Bienenkiller
Der Lebensmittel-Discounter ALDI bannt acht bienengefährliche 
Agro-Chemikalien. Dazu zählen mit Chlorpyrifos, Clothianidin, 
Deltamethrin, Fipronil und Imidacloprid auch fünf Wirkstoffe, die 
BAYER anbietet. „Mit dem Ziel, den Bienenschutz in Deutschland 
aktiv zu fördern und weiterhin im Sinne der Verbraucher an ei-
ner Reduzierung des Einsatzes von Pestiziden zu arbeiten, haben 
die beiden Unternehmensgruppen ALDI-NORD und ALDI-SÜD im 
vergangenen Jahr neue Anforderungen an ihre Lieferanten ge-
stellt“, erklärte der Konzern. Diese müssen nun garantieren, dass 
die landwirtschaftlichen Produkte, die sie ALDI verkaufen, keine 
Behandlung mit Chlorpyrifos & Co. erfahren haben.

Neues Erdnuss-Pestizid
Der Leverkusener Multi hat mit PROVOST OPTI ein neues Anti-
pilz-Mittel für Erdnuss-Kulturen auf den Markt gebracht. Aller-
dings handelt es sich dabei um neuen Wein in alten Schläuchen. 
Die Inhaltsstoffe stimmen mit denen von PROVOST überein. Der 
Konzern änderte lediglich das Mischungsverhältnis von Prothio-
conazol und Tebuconazol.

PFLANZEN & SAATEN

Neues Weizenzucht-Zentrum in Kanada
Im Saatgut-Geschäft des Agro-Riesen bildet Weizen einen 
Schwerpunkt, weil die Ackerfrucht die weitverbreitetste Kultur-
pflanze der Welt ist. Bis 2020 will der Konzern 1,5 Milliarden Euro 
in Züchtungsprogramme investieren, um eine führende Rolle in 
diesem Markt-Segment einzunehmen. Nachdem der Agro-Riese 
gerade eben erst seine Weizenzucht-Station in Gatersleben er-
weitert hat, eröffnet er jetzt ein neues Zentrum im kanadischen 
Saskatchewan. Vor allem hybride, also nicht zur Wiederaussaat 
geeignete Gewächse will der Konzern dort entwickeln. Auf Qua-
lität kommt es ihm dabei weniger an als auf den Output. „Wer 
erfolgreich eine wesentlich ertragreichere Weizen-Sorte entwi-
ckelt, wird ein lukratives Geschäft auftun“, prophezeit Liam Con-
don, der Chef von BAYER CROPSCIENCE. 

GENE & KLONE

Blockbuster EYLEA
EYLEA, das BAYER-Präparat zur Behandlung der feuchten Ma-
kula-Degeneration – einer Augenerkrankung, die zur Blindheit 
führen kann – erschließt nicht gerade medizinisches Neuland. 
Laut Konzern zeigte das Pharmazeutikum in Tests lediglich „eine 
vergleichbare Wirkung (‚Nicht-Unterlegenheit’) gegenüber der 
Behandlung mit LUCENTIS“. Einen Zusatznutzen mochten dem 
Gentech-Medikament deshalb weder das „Institut für Qualität 
und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen“ (IQWIG) noch die 
„Techniker Krankenkasse“ bescheinigen. Trotzdem entwickelt 
sich die Arznei dank BAYERs massivem Werbeaufwand zu einem 
Blockbuster, der LUCENTIS gehörig Konkurrenz macht: Im zurück-
liegenden Geschäftsjahr betrug der EYLEA-Umsatz 1,2 Milliarden 
Euro. 

EU lässt BAYERs Gen-Soja zu
Ende Juli 2016 hat die EU BAYERs Gen-Soja mit dem Produkt-
namen BALANCE eine Einfuhrgenehmigung erteilt (siehe auch 
SWB 4/16). Die Laborfrucht ist gentechnisch darauf geeicht, auf 
den Feldern Sprühattacken mit den Herbizid-Wirkstoffen Glypho-
sat und Isoxaflutol standzuhalten. Da die Menschen darauf nicht 
„geeicht“ sind, stellen die Rückstände der beiden als „wahr-
scheinlich krebserregend“ eingestuften Pestizide in den Pflanzen 
für sie eine ernstzunehmende Gesundheitsgefahr dar. Damit nicht 
genug, potenzieren sich die unerwünschten Effekte im Zusam-
menspiel noch einmal: Das Ganze ist mehr als die Summe seiner 
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Teile. Die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN kritisierte 
die Zulassung deshalb.

Lizenz-Abkommen mit ERS
BAYER setzt weiter auf die „Synthetische Biologie“, zum Beispiel 
auf Gen-Scheren, die das Erbgut angeblich präzise an einer vor-
gegebenen Stelle auftrennen und dort neue, im Labor hergestell-
te DNA-Stränge einfügen können. Nachdem der Konzern Ende 
2015 ein Joint Venture mit dem US-Unternehmen CRISPR THERA-
PEUTICS eingegangen ist (siehe STANDORTE & PRODUKTION), 
schloss er im Mai 2016 eine Lizenzvereinbarung mit der irischen 
Firma ERS GENOMICS ab. Diese sichert dem Pharma-Riesen den 
Zugriff auf mehrere Patente, die ERS auf die Anwendung der 
Schnippel-Technik CRISPR-Cas9 hält.

Gentech lost in Europe
BAYERs Innovationsvorstand Kemal Malik sieht die Zukunft der 
„grünen Gentechnik“ in Europa düster. „Wir haben die Ausein-
andersetzung über Gen-Pflanzen in Europa verloren. Ich glaube 
nicht, dass es noch genug politischen Willen gibt, um den Bann 
aufzuheben oder wieder in die Debatte einzusteigen“, sagte er 
der Zeitung The Australian im März 2016. Zum Teil gibt er dafür 
auch der Industrie selber die Schuld: „Wir haben nicht genug An-
strengungen unternommen, um die Technologie zu erklären und 
die Öffentlichkeit und die Entscheidungsträger mitzunehmen.“

WASSER,  BODEN & LUFT

Anhörung zum A1-Ausbau
Das Land Nordrhein-Westfalen plant, die Bundesautobahn A1 
auszubauen und im Zuge dessen auch eine neue Brücke über den 
Rhein zu errichten. Das stößt jedoch auf viel Widerstand, vor al-
lem weil Straßen.NRW dafür Teile der Dhünnaue-Deponie BAY-
ERs wieder öffnen will. Der Landesbetrieb beabsichtigt, den Müll 
bis zu einer Tiefe von zwei Metern abzutragen und die Grube mit 
einer Polsterschicht für das Fundament der Straße aufzufüllen. 
268 Einwendungen gegen das Projekt erhielt die Bezirksregie-
rung, darunter auch eine der COORDINATION GEGEN BAYER-
GEFAHREN (CBG). Anfang Juli 2016 fand dazu in der Stadthalle 
Köln-Mülheim der Erörterungstermin statt (siehe SWB 4/16). 
Zweifel an dem Vorhaben konnten die Straßenbau-BeamtInnen 
dort allerdings nicht ausräumen, zumal sie selber das Risiko nur 
vorsichtig „vertretbar“ nannten. Einer ihrer Ingenieure bezeichne-
te die Auskofferung des ganzen Giftgrabes sogar ganz offen als 
die eigentlich „optimale Gründung“ für die A1. Auf Altlasten baut 
es sich nämlich schlecht. Der organische Anteil des Mülls zersetzt 
sich, weshalb das Volumen abnimmt und mit Bodenabsenkungen 
zu rechnen ist. Das tut auch Straßen.NRW. „Eine ggf. erforderli-
che vorzeitige Instandsetzung des Oberbaus ist berücksichtigt“, 
heißt es in der schriftlichen Stellungnahme des Landesbetriebs 
zur Einwendung der CBG. Und so gewann dann die von der Coor-
dination und vielen anderen Initiativen vorgeschlagene Alternati-
ve, die Hände ganz von der Dhünnaue zu lassen und den Verkehr 
stattdessen unterirdisch durch einen langen Tunnel zu führen, 
durch den Erörterungstermin noch mehr an Überzeugungskraft.

Neues Fracking-Gesetz
US-Unternehmen profitieren von den neuen Öl- und Erdgas-
Fördertechniken. Das ebenso brachiale wie umweltschädliche 
Fracking, das mit Hilfe von Chemikalien Risse in unterirdischen 
Gesteinsschichten erzeugt, um so Vorkommen zu erschließen, hat 
für einen Boom gesorgt und den Konzernen so zu billiger Energie 
verholfen. „Die damit günstigeren Produktionskosten in den USA 
verschärfen natürlich in einigen Bereichen den Konkurrenzdruck“, 
konstatierte etwa der ehemalige BAYER-Chef Marijn Dekkers. 
Darum setzte er sich vehement dafür ein, diese Methode auch in 
der Bundesrepublik zuzulassen: „Fracking wäre für Deutschland 
eine Alternative.“ Manchmal müsste man auch etwas wagen, um 
zu gewinnen, so der Niederländer. Darauf wollte sich die Bundes-
regierung so aber nicht einlassen. Sie verhängte zwar kein gene-
relles Verbot des Frackings, schränkte dieses aber weitgehend 
ein. Bohrungen in Schiefer-, Ton-, Mergel- und Kohleflöz-Gestein 
verbietet das neue Fracking-Gesetz. Lediglich Probe-Bohrungen 
zur wissenschaftlichen Auswertung erlaubte die Große Koalition 
und erfüllte damit die Mindestanforderung Dekkers’. Mit Hilfe 
der auf diese Weise gewonnenen Erkenntnisse soll der Bundes-
tag die Regelungen im Jahr 2021 dann noch einmal überprüfen. 
Sogenanntes konventionelles Fracking im poröseren und deshalb 
leichter aufzuspaltenden Sandstein können die Energie-Multis 
jedoch nach wie vor betreiben. Nur müssen nun Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen die Unbedenklichkeit erweisen.  

Ausgelaugte Böden
Die industrielle Landwirtschaft setzt den Ackerflächen enorm 
zu. So sorgen schwere Landmaschinen für eine Verdichtung des 
Grundes, die dessen Fruchtbarkeit mindert. Nach Angaben der 
Bundesregierung beobachten WissenschaftlerInnen dieses Phä-
nomen bereits auf 10 bis 20 Prozent der deutschen Äcker. Die 
inzwischen schon 1,4 Millionen Hektar in Anspruch nehmende 
Kultivierung von Mais als Energiepflanze fördert zudem die Bo-
denerosion, weil dieses Süßgras sehr langsam wächst und die 
Erde somit länger Wind und Wetter preisgibt. Die schwache 
Rückhalte-Wirkung der Feldfrucht sorgte im Frühjahr 2016 auch 
mit für die immensen Überschwemmungsschäden vor allem in 
Bayern. Rückstände der Pillen von BAYER und anderen Herstel-
lern im Dünger oder die Düngemittel selber tragen ein Übriges 
zur Schadensbilanz bei. Wegen dieser beunruhigenden Entwick-
lung wollte die Europäische Union schon 2010 eine Bodenschutz-
Richtlinie auf den Weg bringen. Aber die Landwirtschaftsverbän-
de und BAYER & Co. wehrten sich vehement gegen eine solche 
Regelung, weil sie strengere Auflagen befürchteten. Sie hatten 
damit Erfolg: Die Bundesrepublik legte zusammen mit vier ande-
ren Ländern ein Veto ein und blockierte damit das Paragrafen-
Werk; 2014 legte es Brüssel endgültig zu den Akten.

Proteste gegen Pipeline-Ausbesserung
Die Gas-Fernleitung zwischen Duisburg und Köln, die unter ande-
rem BAYER, HENKEL und diverse Stadtwerke mit Gas versorgt, 
stammt aus dem Jahr 1930. Darum ersetzen die Betreiber THYS-
SENGAS und OPEN GRID EUROPE derzeit die Rohre und führen 
Ausbesserungsmaßnahmen durch. Unter anderem verbreitern 
sie den Schutzstreifen auf das seit einiger Zeit gesetzlich vorge-
schriebene Maß von 5,70 m. Da die beiden Unternehmen dafür 
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rund 500 Bäume fällen müssen, kam es zu Protesten von Natur-
schützerInnen und LokalpolitikerInnen. Diese forderten einen 
anderen Trassen-Verlauf und kritisierten, dass es vor Beginn der 
Arbeiten kein Planfeststellungsverfahren gab, bei dem Alternati-
ven hätten geprüft werden können.

GIFTIG,  ÄTZEND & EXPLOSIV

Merkel & Co. gegen Bisphenol-Verbot
BAYER ist mit einer Jahresproduktion von ca. einer Million Ton-
nen einer der größten Produzenten der Industrie-Chemikalie 
Bisphenol A (BPA). Drei Prozent davon kommen in Verpackungen 
von Nahrungsmitteln wie etwa Konservendosen zum Einsatz. Die 
Substanz ähnelt in ihrem chemischen Aufbau Hormonen, was zu 
Stoffwechsel-Irritationen und so zu Schädigungen des Nerven-
systems, Übergewicht, Unfruchtbarkeit, Diabetes sowie Herz- 
und Lebererkrankungen führen kann (siehe auch SWB 4/16). Die 
EU hat deshalb bereits deren Verwendung in Babyflaschen unter-
sagt und für 2019 das BPA-Aus in Thermopapieren wie etwa Kas-
senzetteln verkündet. Auch hat sie schärfere Grenzwerte erlas-
sen. Frankreich verbot den Stoff in Lebensmittel-Verpackungen 
sogar grundsätzlich. Die Bundesregierung will diesem Beispiel 
jedoch nicht folgen. Es gäbe wegen EU-Initiativen zu Bisphenol A 
„derzeit keinen Spielraum für nationale Regelungen“, erklärte sie 
in ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage der Partei „Die Linke“. 
Aber selbst wenn die Große Koalition könnte, würde sie nichts 
machen: „Für ein generelles Verbot von Bisphenol A in Lebens-
mittel-Kontaktmaterialien liegt nach Einschätzung der Bundesre-
gierung zudem keine wissenschaftliche Grundlage vor.“

STANDORTE & PRODUKTION

Erste CRISPR-Standorte
Ende 2015 ist der BAYER-Konzern mit dem US-Unternehmen 
CRISPR THERAPEUTICS ein Joint Venture eingegangen und hat 
sich damit den verstärkten Zugriff auf eine neue Gentechnologie 
gesichert. CRISPR arbeitet auf dem Gebiet der „Synthetischen 
Biologie“ und hat sogenannte Gen-Scheren entwickelt, die das 
Erbgut angeblich präzise an einer vorgegebenen Stelle auftren-
nen und dort neue, im Labor hergestellte DNA-Stränge einfügen 
können. Der Leverkusener Multi beabsichtigt, mit Hilfe dieses 
„gene editings“ Therapien für Blut-, Herz- und Augenkrankhei-
ten zu entwickeln. Auch im Genpflanzen-Bereich beabsichtigt der 
Agro-Riese, Gen-Scherereien zu machen. Ende August 2016 kon-
kretisierte er diese Pläne. Der Global Player gab mit CASEBIA den 
Namen der neuen Gesellschaft bekannt und kündigte für das Jahr 
2017 die Aufnahme von Forschungstätigkeiten an drei Standorten 
an. Den größten Betrieb errichtet BAYER im US-amerikanischen 
Cambridge, kleinere Niederlassungen in San Francisco und in 
Köln. KritikerInnen trauen den Versprechungen der Gentechnik 
2.0 indes nicht, denn so geschliffen wie prophezeit schnippeln 
die Gen-Scheren dann doch nicht am Erbgut herum. So kam es 
etwa bei einem Experiment chinesischer ForscherInnen mit Em

bryonen einerseits an unbeabsichtigten Orten zu den beabsichtig-
ten Mutationen und andererseits an den beabsichtigten Orten zu 
unbeabsichtigten Mutationen. Sogar Gentech-Befürworter wie 
Christof von Kalle, der Präsident der „Deutschen Gesellschaft für 
Gentherapie“, warnen vor übertriebenen Erwartungen. „Für die 
Anwendung in der Gentherapie bei Menschen wäre es jedoch Vo-
raussetzung, die Effizienz und Verlässlichkeit des Systems noch 
einmal deutlich nach oben zu treiben. Nur wenn reproduzierbar 
gezielt Reparatur-Sequenzen von außen an die entsprechende 
Stelle geschrieben werden können, kann von einem echten Edi-
tieren die Rede sein, und dies ist nach heutigem Stand eben noch 
nicht effizient erreicht“, schreibt der Mediziner in der Faz.

Fabrik-Eröffnung in China
Im Jahr 2014 hatte BAYER das chinesische Unternehmen DIHON 
erworben. Kurz darauf gab der Konzern den Bau einer neuen An-
lage in Majinpu bekannt, um die Produktion der freiverkäuflichen 
DIHON-Pharmazeutika, wozu sowohl Mittel auf chemischer als 
auch solche auf Basis der traditionellen chinesischen Medizin 
(TCM) gehören, zu steigern. Mit der Fertigungsstätte will der 
Konzern die Herstellung von TCM-Produkten verdreifachen. Auch 
freiverkäufliche BAYER-Arzneien beabsichtigt der Pillen-Riese an 
diesem Standort zu fabrizieren. Anfang 2016 nahm er einen ers-
ten Teilabschnitt in Betrieb; der Abschluss der gesamten Arbeiten 
ist für 2020 vorgesehen. 

RECHT & UNBILLIG

DUOGYNON: Anklage „Mord“
Der hormonelle Schwangerschaftstest DUOGYNON der heute zu 
BAYER gehörenden Firma SCHERING hat ab den 1950er Jahren 
zu tausenden Totgeburten geführt. Darüber hinaus kamen bis zum 
Vermarktungsstopp Anfang der 1980er Jahre unzählige Kinder 
mit schweren Missbildungen zur Welt. Bisherige Gerichtsverfah-
ren um Entschädigung oder die Herausgabe von Firmen-Unter-
lagen zu diesem Medikament scheiterten. Die Ansprüche seien 
verjährt, entschieden die RichterInnen. Das können die JuristIn-
nen im Prozess, den Gisela Clerc jetzt in Berlin angestrengen will, 
jedoch nicht zur Entlastung der Beschuldigten anführen. Die Rent-
nerin hat nämlich eine Klage gegen Unbekannt wegen Mordes 
eingereicht. Und für diese Straftat gibt es keine Verjährungsfrist. 
Clerc bezichtigt die damaligen Beschäftigten von SCHERING, für 
den Tod ihrer Tochter verantwortlich zu sein, die im Januar 2016 
mit nur 47 Jahren an den DUOGYNON-Spätfolgen verstarb. Bei 
der juristischen Auseinandersetzung stützt sich die 74-Jährige 
auf neue Dokumente aus dem Berliner Landesarchiv, die belegen, 
dass die ManagerInnen schon sehr früh Informationen über die 
fatalen Risiken und Nebenwirkungen des Präparates hatten (Ti-
cker 2/16). Der Leverkusener Multi streitet „einen ursächlichen 
Zusammenhang zwischen der Einnahme von DUOGYNON und 
den seinerzeit gemeldeten Fällen“ trotzdem immer noch ab.

ESSURE-Sammelklage in Kanada
ESSURE, BAYERs ohne Hormone auskommendes Medizin-Pro-
dukt für eine dauerhafte Empfängnis-Verhütung, hat zahlreiche 
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Nebenwirkungen (siehe auch DRUGS & PILLS). „Starke, stechen-
de Becken-Schmerzen, Unterleibsschmerzen“, nennt etwa Susan 
Hill. Zudem litt die 38-jährige Kanadierin an blutenden Ausschlä-
gen, bis sie sich dazu entschloss, die Spirale entfernen zu lassen. 
Dafür beansprucht Hill jetzt Schmerzensgeld: Sie zählt zu den 184 
Frauen in ihrem Heimatland, die eine Sammelklage gegen BAY-
ER eingereicht haben. Auch in den USA zogen bereits dutzende 
ESSURE-Geschädigte vor Gericht.

Neue YASMIN-Klage
In den USA sieht sich der Leverkusener Multi wegen der Ne-
benwirkungen seiner Verhütungsmittel aus der YASMIN-Familie 
Tausenden von Prozessen gegenüber, was ihn bereits 1,9 Milli-
arden Dollar Schadensersatz kostete. In Europa hat BAYER von 
den Gerichten in Sachen „VerbraucherInnenschutz“ weniger zu 
befürchten. Aber auch hier häufen sich die juristischen Auseinan-
dersetzungen. Allein 80 Klagen gibt es in Frankreich. In der Bun-
desrepublik tut sich ebenfalls etwas. Neben Felicitas Rohrer hat 
nun auch Christian Schock, der seine Frau durch YASMIN verlor, 
rechtliche Schritte gegen den Pharma-Riesen eingeleitet.

BELT bleibt verboten
Im Jahr 2009 hatte die US-amerikanische Umweltbehörde EPA 
BAYERs Pestizid-Wirkstoff Flubendiamid eine vorläufige Geneh-
migung erteilt. Sie machte es dem Leverkusener Multi dabei zur 
Auflage, noch Studien zu den Effekten der Substanz auf Wasser-
Organismen nachzureichen. Das tat der Konzern jedoch bis heute 
nicht, während die EPA Belege für die Gefährdung aquatischen 
Lebens durch Flubendiamid fand. Deshalb entzog die Behörde 
dem Agro-Riesen die Zulassung für den Stoff, den er z. B. unter 
den Produktnamen BELT und FAME vertreibt. BAYER legte umge-
hend Widerspruch gegen die Entscheidung ein. Die Beschwer-
dekammer der EPA erkannte diesen allerdings nicht an, was für 
BELT & Co. das Aus auf dem US-Markt bedeutet.

FORSCHUNG & LEHRE

Subventionen für Pflanzen-Forschung
„Gemeinsam zu den Pflanzen der Zukunft“ lautet die Losung von 
Plant 2030. Das vom Bund großzügig geförderte Projekt setzt auf 
eine „enge Verknüpfung von Wissenschaft und Wirtschaft“ und 
verkündet: „Neue Forschungsergebnisse fließen auf kürzestem 
Weg in die Entwicklung neuer Sorten ein“. Bei einer solchen 
konzertierten Aktion macht BAYER natürlich gerne mit. Für ein 
Vorhaben zur „Verbesserung der Stress-Resistenz, Ressourcen-
Nutzung und Produktivität von Nutzpflanzen“ holte sich der Agro-
Riese einen Zuschuss von 1,34 Millionen Euro ab. Und für For-
schungen zu Pflanzen-Hormonen, die Einfluss auf das Wachstum 
haben („Bioregulatoren“), strich er sogar knapp 1,9 Millionen 
Euro ein.

Neue Pflanzenforschungskooperation
BAYER hat mit dem Forschungszentrum Jülich eine Zusammenar-
beit auf dem Gebiet der Pflanzenforschung vereinbart. Nach An-
gaben des Leverkusener Multis wollen sich die Kooperationspart-

ner dabei auf die Wurzeln von Ackerfrüchten konzentrieren. „Die 
Kultur-Pflanzen der Zukunft müssen Höchstleistungen erbringen. 
Und die Ertragsleistung hängt mit der Funktionsweise der Wur-
zeln zusammen. Wir können stärkere Wurzel-Systeme züchten, 
wenn wir die Wurzel-Phänotypen und die sie steuernden Gene 
verstehen“, so der BAYER-Manager Raphael Dumain.
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